
Satzung

der Oberbergischen Tierschutzstiftung

Hund,  Katze , Mensch

Präambel

Ziel der Stiftung ist es, so vielen bedürftigen Menschen wie möglich zu helfen, ihr Tier zu behalten,
es  nicht  in  einem  Tierheim  abgeben  zu  müssen,  nur  weil  sie  für  Futter,  Medikamente  oder
Operationskosten  nicht  mehr  aufkommen  können.  Im  schlimmsten  Fall  werden  diese  Tiere
eingeschläfert.  Die  Stiftung  hilft,  dass  diese  Tiere  in  ihrem  gewohnten  Umfeld  gesund  und
artgerecht leben können. Oft sind die Tiere die einzigen Lebewesen, die dafür sorgen, dass das
Leben der Menschen lebenswert bleibt. 

§ 1 Name, Rechtsform, Sitz der Stiftung

(1) Die Stiftung führt den Namen

    Oberbergische Tierschutzstiftung Hund Katze Mensch.

(2) Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts mit Sitz in Waldbröl.

§ 2 Stiftungszweck

(1)  Die  Oberbergische  Tierschutzstiftung  Hund  Katze  Mensch  mit  Sitz  in  Waldbröl  verfolgt
ausschließlich  und  unmittelbar  gemeinnützige  und  mildtätige  Zwecke  im  Sinne  des  Abschnitts
"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (AO).

(2) Zweck der Stiftung ist der Tierschutz sowie die Unterstützung hilfsbedürftiger Personen.

(3)  Der  Satzungszweck  wird  insbesondere  verwirklicht  durch  die  Förderung  von
Tierschutzvereinen, die Unterstützung von Pflegestellen, die alte und kranke Tiere aufnehmen, die
Abgabe von Futter und Medikamenten an bedürftige Tierhalter, Beteiligung an Operations- und
Tierarztkosten.

 (4) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(5) Die Stiftung ist als Verbrauchsstiftung gestaltet. Das Stiftungsvermögen ist zur Verwirklichung
des Stiftungszwecks bis zum 31.12.2036 zu verbrauchen.

(6) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die
Stifterin und ihre Erben/Rechtsnachfolger erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung.

§ 3 Stiftungsvermögen

(1) Das Stiftungsvermögen ergibt sich aus dem Stiftungsgeschäft.

(2) Das Stiftungsvermögen ist möglichst sicher und ertragbringend anzulegen. 
 Vermögensumschichtungen sind zulässig. 
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§ 4 Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen

(1) Die Erträge des Stiftungsvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen (Spenden)
sind im Rahmen der steuerrechtlichen Vorschriften zeitnah zur Erfüllung des Stiftungszwecks zu
verwenden.

(2) Die Stiftung kann ihre Mittel ganz oder teilweise einer zweckgebundenen Rücklage zuführen,
soweit  dies  erforderlich  ist,  um  ihre  steuerbegünstigten  satzungsmäßigen  Zwecke  nachhaltig
erfüllen  zu  können  und  soweit  für  die  Verwendung  der  Rücklage  konkrete  Ziel-  und
Zeitvorstellungen  bestehen.  Freie  Rücklagen  dürfen  gebildet  und  ganz  oder  teilweise  dem
Vermögen zugeführt werden, soweit die Vorschriften des steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechts dies
zulassen.

(3) Es darf  keine Person durch Ausgaben,  die dem Zweck der Stiftung fremd sind,  oder durch
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5 Rechtsstellung der Begünstigten

Den  durch  die  Stiftung  Begünstigten  steht  aufgrund  dieser  Satzung  ein  Rechtsanspruch  auf
Leistungen der Stiftung nicht zu.

§ 6 Geschäftsjahr, Jahresabrechnung

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Innerhalb von zwölf Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres ist der Stiftungsbehörde eine 
Jahresabrechnung mit einer Vermögensübersicht und ein Bericht über die Erfüllung der 
Stiftungszwecke vorzulegen.

§ 7 Organe der Stiftung 

Organe der Stiftung sind

1. der Vorstand

2. der Beirat

§ 8 Zusammensetzung des Vorstandes

(1) Der Vorstand besteht aus 2 Personen.

(2)  Der erste Vorstand wird von der Stifterin bestellt und besteht aus

- M. Prinz als Vorsitzende und

- S. Schmidt als stellvertretende Vorsitzende.

(3)  Amtszeit der Vorstandsmitglieder beträgt 15 Jahre. Das Amt endet ebenfalls durch Tod und
       durch Niederlegung. Eine Niederlegung des Amtes ist jederzeit zulässig.

(4)  Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes wird der Nachfolger von dem verbleibenden
       Vorstand bestellt. 
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(5)  Ein Vorstandsmitglied kann aus wichtigem Grunde jederzeit abberufen werden. Die
       Abberufung erfolgt mit einfacher Mehrheit durch Beschluss eines Vorstandsmitgliedes
       zusammen mit dem Beirat

§ 9 Rechte und Pflichten des Vorstandes

(1)  Der  Vorstand vertritt  die  Stiftung gerichtlich  und außergerichtlich.  Er  hat  die  Stellung  eines
gesetzlichen Vertreters. Jedes Vorstandsmitglied ist allein vertretungsberechtigt. 

(2) Der Vorstand hat im Rahmen des Stiftungsgesetzes und dieser Satzung den Willen des Stifters
so wirksam wie möglich zu erfüllen. Seine Aufgaben sind insbesondere:

a)  die  Verwaltung  des  Stiftungsvermögens  einschließlich  der  Führung  von  Büchern  und  der
Aufstellung des Jahresabschlusses, 

b)  die  Beschlussfassung  über  die  Verwendung  der  Erträge  des  Stiftungsvermögens  und  der
sonstigen Einnahmen,

(3) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.

(4)  Die  Mitglieder  des  Vorstandes  sind  ehrenamtlich  für  die  Stiftung  tätig.  Ihnen  dürfen  keine
Vermögensvorteile zugewendet werden. Insbesondere erhalten sie kein Entgelt seitens der Stiftung
für ihre Tätigkeit. Sie haben jedoch nach Maßgabe eines entsprechenden Vorstandsbeschlusses
Anspruch auf Ersatz der ihnen entstandenen angemessenen Auslagen und Aufwendungen.

§ 10 Zusammensetzung des Beirates

(1) Der Beirat wird von der Stifterin benannt und besteht aus 2 Personen.

Dem ersten Beirat gehören an:

-  als Vorsitzender des Beirates Rechtsanwalt C. Neunzig, Köln
-  als Stellvertreter des Beirates O. Janßen, Morsbach

(2)  Die  Amtszeit  des  Beirats  beträgt  15  Jahre.  Bei  Ausscheiden  eines  Mitglieds  benennt  der
Vorstand ein neues Beiratsmitglied.

(3) Ein Beiratsmitglied kann aus wichtigem Grund vom Vorstand abberufen werden.

§ 11 Rechte und Pflichten des Beirats

Der Beirat berät, unterstützt und überwacht die Geschäftsführung des Vorstandes. Er achtet 
insbesondere darauf, dass der Vorstand für die dauernde und nachhaltige Erfüllung des 
Stiftungszwecks sorgt. Beiratsmitglieder können jederzeit ihr Amt niederlegen. Dies muss dem 
Vorstand schriftlich per Brief oder per E-Mail mitgeteilt werden. Der Vorstand bestätigt das 
Ausscheiden des Beiratsmitgliedes.
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§ 12 Beschlüsse

(1) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder (physisch und / oder digital) anwesend
      sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(2)  Beschlüsse  werden  auf  Sitzungen  des  Vorstands  gefasst.  Sitzungen  können  nach
       pflichtgemäßem Ermessen des Vorstands wie folgt durchgeführt werden:

a) als physische Zusammenkunft der Mitglieder (sog. „Präsenzveranstaltung“),

b) als Präsenzveranstaltung,  an der nicht  (physisch) anwesende Mitglieder zusätzlich unter
Einsatz  technischer  Kommunikationsmittel  (Telefon-  oder  Videokonferenz,  Chat,  etc.)
teilnehmen können (sog. „Hybrid-Veranstaltung““), oder

c)  als ausschließlich unter Einsatz technischer Kommunikationsmittel,  z.  B. durch Telefon-
oder  Videokonferenzen,  stattfindende  Veranstaltung  (sog.  „virtuelle  Veranstaltung“), soweit
allen  Organmitgliedern  die  technischen  Möglichkeiten  zur  Teilnahme  an  der  virtuellen
Veranstaltung gegeben sind.

(3) Näheres zum Verfahren, insbesondere hinsichtlich Form, Frist und Inhalt (bspw. Art der 
Sitzung, Zugang zu den Sitzungen gem. Nr. 2. und 3 mitsamt geheimen Passwort und / oder 
Einwahldaten) der Einladung zur Sitzung, kann eine Geschäftsordnung regeln, die der 
Vorstand beschließt.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen können Beschlüsse auch ohne Sitzung gefasst
werden (sog.  „schriftliches Verfahren /  Umlaufverfahren“).  Ein solcher  Beschluss  ist  gültig,
wenn alle Mitglieder nachweislich beteiligt wurden, bis zu dem gesetzten Termin ihre Stimmen
zumindest  in  Textform  abgegeben  haben  und  der  Beschluss  mit  der  nach  der  Satzung
vorgesehenen Mehrheit  gefasst wurde. Die Frist zur Stimmabgabe soll  mindestens 3 Tage
betragen, wobei diese nach pflichtgemäßem Ermessen des Vorstandes in dringenden Fällen
auf bis zu 2 Tage verkürzt werden kann. 

(5) Alle Beschlussfassungen sind schriftlich festzuhalten und zu protokollieren. Die Protokolle sind
den Mitgliedern spätestens nach einem Monat zur Kenntnis zu bringen und zu den Akten zu
nehmen.

§ 13 Satzungsänderung

(1) Über Satzungsänderungen beschließt der Vorstand.

(2)  Ändern  sich  die  Verhältnisse  derart,  dass  die  Erfüllung  des  Stiftungszwecks  unmöglich
geworden ist oder das Gemeinwohl gefährdet, so kann der Vorstand einen neuen Stiftungszweck
beschließen.  Der  neue  Stiftungszweck  steht  unter  dem Vorbehalt  der  Genehmigung  durch die
Stiftungsbehörde. Er muss ebenfalls steuerbegünstigt sein, im Einklang mit den stiftungsrechtlichen
Vorgaben stehen, und auf den Gebieten des Tierschutzes oder der Unterstützung hilfsbedürftiger
Personen liegen.

(3) Für Beschlüsse gemäß Abs. 1 und 2 ist Einstimmigkeit des Vorstandes erforderlich.

(4) Über alle Beschlüsse, mit denen die Satzung geändert wird, ist die Stiftungsbehörde innerhalb
eines Monats nach Beschlussfassung zu unterrichten. Beschlüsse, durch die der Stiftungszweck
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oder die Organisation der Stiftung wesentlich verändert wird, sollen erst nach vorheriger Anhörung
der Stifterin gefasst werden. Sie bedürfen der Genehmigung durch die Stiftungsbehörde. 

§ 14 Auflösung der Stiftung / Zusammenschluss

(1)  Der Vorstand kann einstimmig den Zusammenschluss der Stiftung mit  einer oder mehreren
anderen  steuerbegünstigten  Stiftungen  oder  die  Auflösung  der  Stiftung  beschließen,  wenn  die
Umstände es nicht mehr zulassen, den Stiftungszweck dauernd und nachhaltig zu erfüllen, und
auch die nachhaltige Erfüllung eines nach § 13 Abs. 2 und 3 geänderten Stiftungszweckes nicht in
Betracht  kommt.  Die  durch  den  Zusammenschluss  entstehende  neue  Stiftung  muss  ebenfalls
steuerbegünstigt sein. 

(2)  Zu  Beschlüssen  gemäß  Abs.  1  soll  die  Stifterin  angehört  werden.  Sie  werden  erst  nach
Genehmigung durch die Stiftungsbehörde wirksam.

§ 15 Vermögensanfall

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt
das Vermögen an  das Tierheim Köln Dellbrück des bmt Bund gegen Missbrauch der Tiere e.V.,
Iddelsfelder  Hardt,  51069  Köln,  das  es  unmittelbar  und  ausschließlich  für  gemeinnützige
Zwecke zu verwenden hat 

§ 16 Stellung des Finanzamtes

Unbeschadet  der  sich  aus  dem  Stiftungsgesetz  ergebenden  Genehmigungspflichten  sind
Beschlüsse  über  Satzungsänderungen  und  über  die  Auflösung  der  Stiftung  dem  zuständigen
Finanzamt anzuzeigen. Bei Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung betreffen, ist zuvor
die Stellungnahme des Finanzamtes zur Steuerbegünstigung einzuholen.

§ 17 Stiftungsbehörde

Stiftungsbehörde ist die Bezirksregierung Köln. Oberste Stiftungsbehörde ist das Ministerium des
Innern des Landes Nordrhein-Westfalen.  Die stiftungsbehördlichen Genehmigungs-  und Zustim-
mungsbefugnisse sind zu beachten.

§ 18 Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit dem Tage der Zustellung der Anerkennungsurkunde in Kraft.

Waldbröl, den 14. Januar 2022

gez.

M. Prinz


